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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Lange hat die Diskussion um Managergeh�lter gedauert; nun sind am 5.8.2009 das Gesetz zur Angemessenheit der Vor-

standsverg�tung (VorstAG; vgl. hierzu das Editorial von Noack, BB 2009, Heft 32 und den �berblicksbeitrag von Bosse, BB

2009, 1650) und die hieran anlehnenden Neuregelungen �ber die Vorstandsverg�tung im diesj�hrigen Deutschen Corpo-

rate Governance Kodex (DCGK; vgl. dazu Hecker, BB 2009, 1654) in Kraft getreten. Lutter behandelt die vielfach diskutierte

Empfehlung zum Abfindungs-Cap. Die M�glichkeiten und Grenzen der Festsetzung und �nderung von Vorstandsverg�-

tungen bei einem Kontrollwechsel unter besonderer Ber�cksichtigung der neuen gesetzlichen Regelungen durch das

VorstAG zeigt Korts auf.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zum Bereicherungsanspruch gegen

die AG bei Nichtigkeit eines Gesch�ftsbe-

sorgungsvertrags mit dem Aufsichtsrats-

mitglied

Mit Beschluss vom 27.4.2009 – II ZR 160/08 –

hat der BGH entschieden: Im Fall der Nichtigkeit

eines Gesch�ftsbesorgungsvertrags mit dem

Aufsichtsratsmitglied oder einer mit ihm verbun-

denen Gesellschaft wegen eines Verstoßes ge-

gen §§ 113, 114 AktG kommt ein Bereicherungs-

anspruch gegen die Aktiengesellschaft grund-

s�tzlich nur f�r T�tigkeiten in Betracht, die nicht

bereits zum organschaftlichen Pflichtenkreis ei-

nes Aufsichtsrats geh�ren.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1873-1

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Karlsruhe: Kommanditistenhaftung

wegen Einlagenr�ckzahlung bei

treuh�nderischer Kommanditbeteiligung

Das OLG Karlsruhe hat mit Urteil vom 6.8.2009 –

4 U 9/08 – entschieden: Auch bei einer treuh�n-

derischen Kommanditbeteiligung richtet sich ein

Anspruch aus §§ 171, 172 Abs. 4 HGB (Haftung

des Kommanditisten bei R�ckzahlung von Einla-

gen) nur gegen den Kommanditisten, also gegen

den Treuh�nder, und nicht gegen den Treugeber.

Die Gl�ubiger (bzw. der Insolvenzverwalter ge-

m�ß § 171 Abs. 2 HGB) k�nnen in diesem Fall al-

lerdings dann einen Anspruch gegen denTreuge-

ber geltend machen, wenn der Treuhandkom-

manditist einen Freistellungsanspruch gegen

den Treugeber abtritt. Nimmt der Insolvenzver-

walter nach einer R�ckzahlung von Einlagen den

Treugeber aus einem abgetretenen Freistellungs-

anspruch des Treuhandkommanditisten in An-

spruch, kann der Treugeber mit einem Schadens-

ersatzanspruch gegen den Treuh�nder aus culpa

in contrahendo (§ 311 Abs. 2 BGB) aufrechnen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1873-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kundeninformation �ber

Sicherungseinrichtung durch Bank

Mit Urteil vom 14.7.2009 – XI ZR 152/08 – hat der

BGH entschieden: Eine Bank gen�gt ihrer Pflicht

nach § 23a Abs. 1 S. 2 KWG i. d. F. vom 1.8.1998,

einen Kunden schriftlich in leicht verst�ndlicher

Form �ber die Sicherungseinrichtung zu infor-

mieren, wenn die Information in ihren Allgemei-

nen Gesch�ftsbedingungen enthalten ist und sie

den Kunden hierauf vor Aufnahme der Ge-

sch�ftsbeziehung gesondert hinweist. Eine Bank

darf bei Zustandekommen eines Beratungsver-

trages einem Kunden, der ein besonderes Inte-

resse an der Nominalsicherheit einer Geldanlage

offenbart hat, keine Einlage bei ihr selbst emp-

fehlen, wenn bei ihr nur die gesetzliche Mindest-

deckung nach dem Einlagensicherungs- und An-

legerentsch�digungsgesetz besteht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1873-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Unwirksame Preisanpassungsklausel

in Erdgassondervertrag

Mit Urteilen vom 15.7.2009 – VIII ZR 56/08 und

VIII ZR 225/07 – hat der BGH entschieden:

Die Klausel in einem Erdgassondervertrag

„… [Der Gasversorger] darf den Festpreis und

den Verbrauchspreis entsprechend § 5 Abs. 2

GasGVV anpassen. Es handelt sich um eine ein-

seitige Leistungsbestimmung, die wir nach billi-

gem Ermessen aus�ben werden. Soweit sich der

Festpreis oder der Verbrauchspreis �ndert, k�n-

nen Sie den Vertrag entsprechend § 20 GasGVV

k�ndigen.“

h�lt einer Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 1 S. 1

BGB nicht stand. Denn die Klausel enth�lt nur

ein Preisanpassungsrecht des Gasversorgers und

nicht zugleich auch die Verpflichtung, gefalle-

nen Gasbezugskosten nach gleichen Maßst�ben

wie gestiegenen Kosten Rechnung zu tragen.

Die Einr�umung eines K�ndigungsrechts ent-

sprechend § 20 GasGVV ist nicht geeignet, die

unangemessene Benachteiligung durch die

Preisanpassungsklausel auszugleichen.

VolltextderUrteile: // BB-ONLINE BBL2009-1873-4

und // BB-ONLINE BBL2009-1873-5

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Haftungsfreistellung in AGB eines

Kfz-Mietvertrags

Der BGH hat mit Vers�umnisurteil vom

10.6.2009 – XII ZR 19/08 – entschieden: Wird in

AGB die dem Mieter eines Kraftfahrzeugs gegen

Zahlung eines zus�tzlichen Entgelts gew�hrte

Haftungsfreistellung davon abh�ngig gemacht,

dass er bei Unf�llen die Polizei hinzuzieht, liegt

darin keine unangemessene Benachteiligung im

Sinne des § 307 BGB.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1873-6

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Ge�nderter �berschuldungsbegriff soll bis

Ende 2013 gelten

�berschuldete Unternehmen m�ssen weiterhin

nicht Insolvenz anmelden, wenn die Weiterf�h-

rung des Unternehmens „�berwiegend wahr-

scheinlich“ ist. Der durch das Finanzmarktstabili-

sierungsgesetz dahingehend ge�nderte �ber-

schuldungsbegriff soll bis zum 31.12.2013 wei-

tergelten. Das sieht ein Gesetzentwurf der

Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD (16/

13927) vor. Urspr�nglich war die Geltung des

ge�nderten �berschuldungsbegriffs bis zum

31.12.2010 befristet, da bei Inkrafttreten des Fi-

nanzmarktstabilisierungsgesetzes davon ausge-

gangen wurde, „dass sich die Wirkungen der Fi-

nanzkrise innerhalb des n�chsten Jahres wesent-

lich abschw�chen w�rden“. Da diese Erwartung

nun nicht mehr bestehe, solle �ber das Jahr

2010 hinaus der „modifizierte zweistufige �ber-

schuldungsbegriff“ gelten.
(Quelle: hib-Meldung vom 24.8.2009)

Zum gegenw�rtigen �berschuldungsbegriff

vgl. Hecker/Glozbach, BB 2009, 1544.
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